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Zehn Fragen an Ost-Berlin
Verhandlungen im Schöneberger Rathaus am 30. Juni vorgeschlagen

Berlin (E igenbericht), Im  A u fträge des Regierenden Bürger
meisters Brandt ist der Ostberliner Verwaltung ein Schreiben 
zugestellt worden, das zehn Fragen  über die Norm alisierung 
der Berliner Verhältnisse enthält. Im  Falle einer auch nur 
teilw eise positiven Beantwortung dieser F ragen  durch die 
Ostberliner Stellen können am 30. Juni im Rathaus Schöne
berg  Verhandlungen zwischen Bevollmäehtigten des Senats und 
den Beauftragten der Ostberliner Verwaltung stattfinden. Das 
Ergebnis dieser Besprechungen soll dem Abgeordnetenhaus in 
seiner nächstfolgenden Sitzung m itgete ilt werden. Das Schrei
ben an die Ostberliner Verwaltung wurde von einer Kleinen 
Senatskommission beraten, der Innensenator Lipsehitz und 
Justizsenator K ie lin ger angehörten.

Im einzelnen w ird  die Ost
berliner Verwaltung gefragt, 
ob sie bereit sei, sich bei den 
„Behörden der sowjetischen 
Be^atzungszqne“  fü r folgendes 
einzusetzen:

1. Freilassung der V eru rte il
ten des 17. Juni 1953 sowie 
zum mindesten Begnadigung 
der erkrankten politischen 
H äftlinge.

2. Erleichtertes Genehmi
gungsverfahren fü r Besuch 
W estberliner bei ihren V er
wandten in  der Sowjetzone, 
Dauergenehmigung fü r  W est
berliner fü r. Friedhofsbesuche 
in der Umgebung Berlins und 
Erleichterungen fü r Ostberliner 
bei der Ausstellung von  Reise
genehmigungen nach W est
deutschland.

3. Ablösung der W asserstra
ßennutzungsgebühren durch 
eine Vereinbarung über etwa 
auftretende Schäden bei der 
Errichtung des Stauwerks in 
Geesthacht sowie .der Auto
bahnbenutzungsgebühren durch 
eine g lobale R egelung zwischen 
den „zuständigen Verwaltungen 
auf beiden Seiten“ .

4. W iederzuiassung der K le in 
gärtner und Siedler zu ihren 
Grundstücken in  den Rand
gebieten Berlins sow ie die 
Nutzung dieser Grundstücke, 
die seit 1952 nicht mehr be
treten werden dürfen.

5. Einstellung der aus poli
tischen Gründen getroffenen

Maßregelungen in Ostberliner 
Betrieben und Beseitigung der 
Erschwernisse fü r die soge
nannten Grenzgänger in beiden 
Richtungen.

6. Beseitigung der an den 
Sektoren- und Zonengrenzen 
Berlins in letzter Zeit ver
schärft vorgenommenen ent
würdigenden Handtaschen- und 
Personenkontrollen.

7. W iederaufnahme des T e le 
fonverkehrs zwischen beiden 
Te ilen  der Stadt.

Ferner w ird  die Verw altung 
in Ostberlin direkt gefragt, ob 
sie fo lgenden drei w eiteren 
Fragen  zustimmen w ill:

8. Ungehinderter Verkau f und 
Bezug der im  Gebiet von B er
lin  zur Zeit erscheinenden Zeit
schriften und Zeitungen in bei
den Teilen  der Stadt.

9. Ungehinderter Straßen
bahn- und Omnibusverkehr in  
ganz Berlin.

10. Beteiligung an der K lä 
rung städtebaulicher Fragen , 
die ganz Berlin  angehen.

Das Schreiben an die Ost
berliner Verwaltung, von Re«t 
gierungsrat H orst Schultze im  
Au ftrags unterzeichnet, wurde 
im Ostberliner Rathaus vom  
Chef der M agistratskanzlei an*? 
genommen.

E b e r t  z e ig t  k a lte  S c h u lte r
Vorschläge zur Normalisierung sind ?5ungeliörigi6

D er Ostberliner M agistrat hat 
den im  Au fträge des Regieren
den Bürgermeisters Brandt an 
die Ostberliner Verwaltung 
übersandten B rie f m it zehn 
F ragen  zur Norm alisierung der 
L a g e  in Berlin  zurückgeschickt. 
In  einem Begleitschreiben be
hauptet der Chef der Ostberli
ner Magistratskanzlei, Bürger, 
der B r ie f des Senats sei „in  
Form  und Inhalt ungehörig“ . 
E r  könne ihn daher nicht dem 
M agistrat vorlegen.

Brandt nahm während der 
Kundgebung zum 17. Juni zu 
diesem Verhalten der SED-Ver
w altung Stellung. E r erklärte, 
„über Form fragen  läßt sich re
den, wenn man dadurch etwas 
erreicht. Es kommt auf den In 
halt an. Und da möchte ich nun 
gerne w issen: W ar es etwa un

gehörig, daß w ir  die F rage  
nach der Freilassung der noch 
immer eingekerkerten Veru rteil
ten des 17. Juni gestellt ha
ben? W ar es ungehörig“ , so 
fuhr Brandt fort, „d ie F rage  
nach Reiseerleichterungen fü r 
W estberliner in  die Zone und 
fü r Ostbewohner in die Bundes
republik zu stellen? W ar es 
etw a ungehörig, die F rage  auf
zuwerfen, warum 40 000 K le in 
gärtner und Siedler seit sechs 
Jahren am Betreten und der 
Nutzung ihrer Grundstücke ge
hindert w erden?“

Brandt betonte, es sei be
drückend und beschämend, w ie  
kaltschnäuzig man sich drüben 
über den Wunsch der Bevölke
rung hinweggesetzt und eine 
Chance zur Erleichterung des 
Lebens in  Berlin  zunichte ge
macht habe.



U H A B H I H G I G 8  g g i l U H G  {118 O E U T S B H t A N D

Unsere Chancen
K . W . B. In  Deutschland hat 

sich ein böses M ittel der po li
tischen Verleumdung eingebür
g e rt: Man stellt den politisch 
unbequemen Gegner als einen 
Feind  oder mindestens als V er
zögerer der W iederverein igung 
hin. D ie Anschuldigung hat den 
W ert einer moralischen Disqua
lifikation. W em  also mangeln
des Interesse an der W iederver
ein igung nachgesagt w ird , hat 
um seinen moralischen Huf zu 
fürchten. N u r w en ige sind sich 
noch bewußt, daß diese V er
leumdungskampagne gegen die 
„schlechten Deutschen“  von 
denen her ihren A n fang genom
men hat, die die tatsächlichen 
Verhinderer der deutschen W ie
dervereinigung sind.

A ls w ir  vor fü n f Jahren den 
einmaligen Aufbruch der A rb e i
ter aus Ostberlin, Le ip zig , H alle 
und M agdeburg erlebten, waren 
w ir, da die Panzer der Sow jet
macht den Marsch in  die F re i
heit erstickten, ratlos. W ir  
mußten ratlos bleiben. Zum 
Dank schufen w ir  einen F e ie r
tag  —  einen Feiertag, der uns 
seither jedes Jahr in  neue V er
legenheiten stürzt.

Es ist in den fün f Jahren, die 
seit diesem elementaren E r
eignis vergangen sind, v ie l dar
über diskutiert worden, was 
w ir  m it dem 17. Juni in unse
rem Jahresablauf Sinnvolles an
fangen sollten; denn Gedenk
stunden, mögen sie noch so ein
drucksvoll die vergangenen und 
immer mehr verblassenden 
Stunden in die Erinnerung zu
rückzwingen, sind nur ein hal
ber Dank. Sie können sogar 
zum Ärgern is werden, wenn 
sich in sie heute auch das G ift 
der politischen Po lem ik  ein
schleicht. D ie Mannheimer SPD  
etwa hat es abgelehnt, m it der 
CDU —  w ie  bisher —  eine ge
meinsame F e ie r zum 17. Juni 
abzuhalten, w e il sie in der 
P o litik  der CDU eine Verzöge
rung der W iederverein igung 
-sehen w ill. Um den T a g  des 
17. Juni herum tobt in den 
W ahllokalen von Nordrhein- 
W estfa len  eine rauhe Polem ik, 
die die Sicherheits- und Rü- 
stungspolitik Adenauers als 
Verhinderung der deutschen 
E inheit verfälschen möchte»

D ie fü n f Jahre aber, die seit 
dem großen 17. Juni 1953 ver
gangen sind, sollten wenigstens 
den Besonnenen Anlaß zum 
Nachdenken darüber sein, w ie
v ie l es bedeuten müßte, wenn 
w ir  die deutsche politische 
Front, die um die Freiheit der 
17 M illionen Menschen in der 
Zone kämpft, w ieder so schlie
ßen könnten, w ie sie sich 1948 
m it dem Beispiel Berlins in der 
Blockade gezeigt hatte, und 
w ie sie auch 1853 w ieder ange
sichts der Ereign isse in Ost
berlin  zusammengewachsen 
war. In  jenen Jahren brauchte 
der R u f nach einer gemeinsa
men Außenpolitik nicht leer in  
den Parlamentssälen zu ver
klingen.

W arum  hat sich dies so un
fruchtbar verändert? M an 'm uß 
das um so besorgter fragen, als 
inzwischen die b lutige E rfah
rung von Ungarn hinter uns 
liegt. W äre Ungarn nicht gew e
sen, hätte sich gew iß der pro
pagandistisch gelenkte Glaube 
eingeschlichen, das System der 
östlichen Unterdrückung s ittige 
sich von Jahr zu Jahr mehr 
und sei auf dem W ege zu einer 
demokratischen Lebensform , die 
die Sorge um die F reihe it ge
r in g e r  werden lasse. A ber Un
garn  ist geschehen. Und alle E r
fahrungen sprechen nun dafür, 
daß das Verlangen nach der 
F reihe it mehr noch als bisher 
an der Spitze a ller Wünsche 
•stehen muß, die w ir  fü r unsere 
Landsleute in  der U nfreiheit 
heute haben müssen.

*

D ie Zone hat sich in diesen 
fü n f Jahren se it dem 17. Juni 
verändert. Ih re Menschen sind 
enger und vielmaschiger an das 
Sateliitensystem und an die 
integrale Ordnung des Komm u
nismus gebunden worden. 
.Sicherlich haben sich ihre L e 
bensbedingungen seitdem etwas 
verbessert. Da w ir  eben das 
zehnjährige Jubiläum der W äh
rungsreform  und also der W ir t 
schaftsfreiheit erleben, empfin
den w ir, was es den Zonen- 
Deutschen bedeuten muß, je tz t  
erst auf die Lebensm ittelkarten 
verzichten zu können. W ir  ha
ben auch die mancherlei A n 
sätze beobachtet, die unter dem 
Stichwort „L ibera lis ierung“ 
nach Stalins Tod  in der Zone 
bemerkbar wurden. Doch w ir  
konnten dazu beobachten, daß 
die Lockerungen, die sich hie

und da ankündigen mochten, 
durchweg nur Ven tile waren. 
An  anderen Stellen wurden im 
mer w ieder und sogar immer 
rigoroser die Auswege ver
stopft. D ie F luchtbewegung der 
W issenschaftler und In tellektu
ellen gerade der letzten M o
nate ist nur ein H inweis. D ie 
H eftigk eit, m it der den K ir 
chen in der Zone immer quä
lender zugesetzt w ird , ze ig t 
eine andere L in ie  des Systems, 
das w ohl einmal Tauwetter, 
Koexistenz und L iberalis ierung 
ankündigen mag, aber in all 
diesen Luftablassungen nur 
Spielarten der totalen Men
schenbeherrschung und F re i
heitsberaubung praktiziert.

*

Manche dieser Spielarten der 
kommunistischen Beherrschung 
hahen sich als W ege  zur „deut
schen E inheit“ angeboten. K e i
ner davon erw ies sich als gang
bar, —  bis zu  jenen konstruier
ten Ausgeburten einer demago
gischen Phantasie, w ie  sie un
ter der Bezeichnung „K on föde
ration“  bekanntgeworden sind. 

*

D ie  deutschen Chancen haben 
sich durch eine solche P o litik  
nicht verringert. ■ Sie sind, auf 
längere Sicht gesehen, nur 
greifbarer geworden. Deutsch
land ist immun geblieben gegen 
die vordergründige sowjetische 
Absicht, das ganze Deutsch
land zum politischen Vorfe ld  
seiner Europa- und W e ltpolitik  
zu machen. Natürlich ist es ein 
riesiges Unternehmen, der so
wjetischen W eltm acht durch 
eine konsequente politische 
L in ie  dieses Z iel vorzuenthal
ten. A ber in der Unbeirrbar- 
keit, m it der dies bisher allen 
nationalen und nationalistischen 
Sentiments zum Trotz gelungen 
ist, muß den Sowjets einmal 
der Gedanke an die Partner
schaft m it einem Deutschland 
in  ganzer F reihe it vertraut 
werden.

D ie Sache der deutschen F re i
heit ist an kein Rezept gebun
den, —  ebensowenig, w ie  der 
17. Juni w iederholbar ist. D ie 
W iederverein igung kann also 
nicht am politischen Reißbrett 
vorher geplant werden. A lle  
M ittel der P o lit ik  und der 
D iplomatie, w ie  immer sie auch 
dem politischen Zuschauer in 
der Öffentlichkeit erscheinen 
oder verborgen bleiben, mögen, 
sind, diesem Z iel zugew andtj



Viermächte-Konmission für deutsche Frage
Österreichischer Besuch läßt alten Gedanken in Bonn Wiederaufleben

W . Bonn (E igenbericht) .  Im  Zusammenhang m it der g e 
planten G ipfelkonferenz ist der Gedanke auf getaucht, der 
Sow jetregierung d ie Einrichtung einer Viermächte-Kommission 
zur Erörterung der deutschen F rage  vorzuschlagen. Es ist 
m öglich, daß die Bundesregierung diese Anregung an die 
Begierungen der d re i W estmächte herausträgt. Bundeskanzler 
D r. Adenauer und Bundesaußenminister D r. von Brentano 
hatten in  Bonn Besprechungen m it dem österreichischen 
Außenminister D r. F ig l,  hei denen dieser Vorschlag behandelt 
wurde, den der österreichische Bundeskanzler D r. Baab vor 
ein igen Wochen bei seinem Besuch in  W ashington zur D is
kussion gestellt hatte. F ig l befand sich in  Bonn, um die 
Katifizierungsurkunden über den deutsch-österreichischen V er
mögensvertrag auszutauschen.

Auch im  Auswärtigen Aus
schuß des Bundestages steht 
ein ähnlicher P lan  zur Diskus
sion. D ie  FD P-F rak tion  des 
Bundestages hatte in der letz
ten außenpolitischen Aus
sprache angeregt, ein V ier- 
mächte-Gremium zur Ausarbei
tung eines „Vertrages fü r 
Deutschland“ einzusetzen. D er 
A n trag wurde dem Auswärti
gen Ausschuß zur weiteren 
Behandlung überwiesen und 
steht je tz t dort zur Beratung 
an. Es ist denkbar, daß der 
Bundestag der Bundesregie
rung einen entsprechenden 
Vorschlag macht. Man ver
spricht sich davon zw ar keinen 
unmittelbaren E r fo lg  'in bezug 
auf die W iederverein igung 
Deutschlands, aber d ie außen
politischen Fachleute geben 
dem österreichischen Bundes
kanzler recht, der mehrfach 
darauf hingewiesen hat, daß es 
jahrelanger Verhandlungen in  
einer- Viermächte - Kommission 
bedurfte, um schließlich den 
österreichischen Friedensver
trag  zustande zu bringen.

Haltung Moskaus ungewiß
Ob die Sow jetregierung auf 

einen solchen Vorschlag ein- 
gehen würde, is t vorläufig 
noch unklar. Sie hat bekannt
lich eine Behandlung des P ro 
blems der W iederverein igung 
Deutschlands auf der G ip fel
konferenz abgelehnt und statt 
dessen die Ausarbeitung eines 
Friedensvertrages vorgeschla
gen. Gegen die Fertigste llung 
eines Friedensvertrages ohne 
vorherige W iederverein igung 
bestehen in Bonn nach w ie  vor 
die stärksten Bedenken. Aber 
wenn nun davon gesprochen 
w ird , daß die Viermächte-

Komm ission einen „Vertrag  
fü r Deutschland“ ausarbeiten 
solle, so handelt es sich ge 
wissermaßen um einen K om 
promiß, da die Natur des V er
trages zunächst offenbleibt. 
Bei einigem guten W illen  
könnte die Sow jetregierung 
darauf vielleicht eingehen. D ie 
Viermächte - Kommission, der 
Vertreter der Verein igten Staa
ten, der Sowjetunion, Groß
britanniens und Frankreichs 
angehören würden, könnte 
dann selbst über den Inhalt 
eines solchen Vertrages be
raten. Im merhin hätte man 
damit ein Gremium, das sich 
im m er w ieder m it der Lösung

der deutschen F rage  beschäf
tigen  müßte.

Bonn bleibt zurückhaltend
Nach w ie  vo r herrscht in den 

maßgebenden Bonner Kreisen 
die größte Zurückhaltung ge
genüber Moskau. So is t es 
auch noch keineswegs eine be
schlossene Sache, daß im  Ok
tober eine zw ölfköp fige D ele
gation des Bundestags in die 
Sowjetunion reist. D ie CDU / 
CSU-Bundestagsfraktion dürfte 
zw ar in  dieser W oche ihre 
prinzip ielle Zustimmung dazu 
geben, aber ob die R eise tat
sächlich erfo lgt, hängt noch 
von der politischen Entw ick
lung der nächsten Monate ab. 
U nter anderem w ird  in  CDU- 
Kreisen darauf hingewiesen, 
daß die gegenw ärtige brutale 
Unterdrückung der K irchen in 
der Sowjetzone eine R eise nach 
Moskau erschwere. E s scheint 
außerdem, daß von CDU-Seite 
gew isse Absprachen über das 
Verhalten der zw ö lf Reise- 
Teilnehm er in  Moskau an
gestrebt werden, damit die 
Sow jets nicht etwa einen K e il 
in  die deutsche Delegation tre i
ben können.

K o n f i r m a t i o n  — M ilitä r s e e ls o r g e
Schwierige Beratungen des Rates der EKD  in Berlin

Berlin  (epd/dpa). Der R a t der 
Evangelischen K irche in Deutsch
land hat sich auf seiner Ber
liner Tagung m it dem M ilitä r
seelsorge-Vertrag und m it der 
kirchlichen L a ge  befaßt. D ie 
von der Gesamtdeutschen Syn
ode gewünschte Überprüfung 
des- M ilitärseelsorge-Vertrages 
m it der Bundesrepublik fand 
ihren N iederschlag in  der E in 
setzung eines Ausschusses, der 
unter der Le itu ng von V izeprä
sident Luecking (B iele feld ) ste
hen w ird . G leichzeitig setzte der 
R a t einen Ausschuß für die 
Fragen  der Konfirm ation ein, 
dessen Vorsitz Präses Dr. Beck
mann (Düsseldorf) übernahm.

D ie Synode der Kirchenpro
vinz Sachsen hat in der Streit
frage  Konfirm ation— Jugend
weihe auf ihrer letzten Tagung 
in H alle fü r das Jahr 1959 eine 
Übergangsregelung beschlossen. 
Danach sollen Jugendliche, die 
sich zur Jugendweihe angemel

det oder an ihr teilgenommen 
haben, nicht zum Abendmahl 
zugelassen werden, sofern sie 
sich nicht von dem in der Ju
gendweihe geforderten atheisti
schen Versprechen gelöst ha
ben. Maßnahmen der K irchen
zucht sollen künftig  gegen . 
Teilnehmer der Jugendweihe 
nicht mehr angewendet und ge
gen die E ltern dieser Jugend
lichen nur dann ergriffen  w er
den, wenn eine öffentliche A b 
leugnung oder Verhöhnung des 
christlichen Glaubens vorliegt. 
Desgleichen w ird  Schülern, die 
zur Jugendweihe gehen wollen, 
ermöglicht werden, an der 
christlichen Unterweisung und 
auch an einem abschließenden 
G'emeindegottesdienst zur P rü 
fung der Konfirm anden teü- 
zunehmen. D ie Konfirm ation 
als solche w ird  auch in  der 
neuen Form  jedoch nur denen 
?orbehalten bleiben, die nicht 
an der Jugendweihe teilnehmen.



Flucht von Wissenschaftlern
Neun Assistenten der Sowjet-Zone baten um politisches Asyl

B erlin  (E igenbericht), über eine neue größere Flucht? 
bewegung unter den Assistenten der Sowjetzonen-Universitäten 
berichtet das Inform ationsbüro W est. Nach bisher unvollstän
digen  Unterlagen haben w ieder nenn Oberassistenten und 
Assistenten in  W estberlin  und in  der Bundesrepublik um 
politisches A sy l ersucht.

D ie  mathematisch - naturw is
senschaftliche Fakultät der 
Ernst-M oritz-A rndt-U niversität 
in  Greifswald ist am stärksten 
betroffen. D ie Fakultät hat die 
wissenschaftlichen Assistenten 
Dr. K a r l Lenz, Dr. Gerhard 
und Dr. Edith  Schleizer, Dr. 
Otto Kühnert und Dr. Hans 
Jochen Strauß verloren. Von 
der K a rl - M arx - Universität 
L e ip z ig  sind die wissenschaft
lichen Assistenten Günther 
Hoske, G ottfried Gröhe, Hans 
Pe ter  Hem pel und Dr. Günther 
R ieh l geflüchtet. D ie R ä te der 
Fakultäten sollen ihren • ehe
maligen M itarbeitern inzw i
schen die akademischen Grade 
aberkannt haben.

Ulbricht gre ift ein
D ie seit Monaten anhaltende 

Flucht von W issenschaftlern 
hat den ersten Sekretär der 
SED, W alter .Ulbricht, offen
sichtlich veranlaßt, vor dem 
Zentralkom itee der Parte i für 
mehr Geduld in der F rage  der 
Erziehung der In telligenz zum 
Sozialismus zu plädieren.

In  seiner M itte der Woche 
vor dem Z K  gehaltenen Rede, 
die am Sonnabend im  Zentral
organ „Neues Deutschland" aus
zugsweise veröffentlicht wurde, 
kommt U lbricht zu dem Schluß, 
„daß manche Genossen an den 
Hochschulen und Universitäten 
nicht imstande waren, ein rich
tiges Vertrauensverhältnis zur 
In telligenz zu bekommen“ . Der 
Parteisekretär polem isierte ge
gen die Parte i- und FD J-A g i- 
tatoren, die o ft nicht das g e i
stige N iveau hätten, um m it 
der In telligenz zu argum entie
ren. D ie Genossen schütteten 
in ih rer an und fü r  sich rich
tigen Po lem ik gegen  die Tren 
nung von Wissenschaft und 
P o litik  „das K in d  m it dem 
Bade aus“ , anstatt die w issen
schaftliche A rbeit zu fördern.

Es sei „im  gegenwärtigen 
Stadium“ nicht unbedingt not
wendig, sagte Ulbricht, „daß, 
wenn de Gaulle in  Paris  an

die Regierung kommt, in je 
dem Fakultätsrat und in jedem 
Senat ein Beschluß gegen 
de Gaulle angenommen w ird “ , 
w ie  das an der Ostberliner 
Humboldt - Universität gesche
hen sei. Überzeugung durch 
persönliche Gespräche sei w ich
tiger.

E in ige Genossen hätten auf 
die bürgerlichen Professoren

ska. Berlin (Eigenbericht). 
Offenbar g ibt es in der Zone 
Propaganda - Institutionen, die 
so illega l sind, daß sie noch 
nicht einmal die Verantwort
lichen von Radio D D R  kennen. 
A llerd ings ist es wahrschein
licher, daß sie sie nicht kennen 
dürfen. Aber der Sender Freies 
Berlin  hat nun die undankbare 
Aufgabe, dieses schwierige P ro 
blem einem Ausländer b r ie f
lich auseinanderzusetzen.

V or ein igen Wochen erhielt 
der SFB das Schreiben eines 
Schweden, der offenbar Ama
teurfunker ist. E r bat um die 
Adresse des ominösen Deut
schen Freiheitssenders 904, dem 
er gerne eine der zwischen den 
Amateurfunkern in a ller W e lt 
gebräuchlichen Karten  schik- 
ken wolle.

Der „Deutsche Freiheitssen
der“ ist ein —  auch was die 
W ellenbenutzung betrifft —  
illega ler Sender, der m it einer 
Mischung von heißer Musik 
und politischen Kommentaren, 
östliche Propaganda im Bun
desgebiet zu verbreiten sucht.

Der SFB schrieb dem Schwe- 
den, daß in  W estberlin  die 
Anschrift dieses Senders, der 
vermutlich der staatlichen Rund
funkkontrolle der Zone unter
stünde, nicht bekannt sei. Un
verdrossen wandte sich darauf
hin der schwedische Amateur
funker an „Radio DDR.“., Und

gedrückt und von ihnen ver
langt, sie sollten die Studenten 
zu Sozialisten erziehen. „Das 
können manche nicht. Das ist 
doch unmöglich.“ Erziehung 
der Erzieher sei richtig. Von 
Parteifunktionären und FD J- 
M itg liedern  an den U niversi
täten verlangte der erste P a r
teisekretär, ihr Bildungsniveau 
„in  schnellem Tem po zu heben“ . 
U lbricht bezog sich in seiner 
R ede vor dem Zentralkomitee 
auf die Oberschule „Das Graue 
K loster“ in  Ostberlin, von der 
27 Prozen t der Schulabgänger 
nach W estberlin  oder in die 
Bundesrepublik gingen.

die Antw ort, die er von dort 
erhielt, übersandte er nun dem 
Sender Fre ies  Berlin.

In  dem A ntw ortbrief von 
„R ad io  D D R “ steht nämlich 
kurz und bündig: „D a  uns die 
Anschrift des Deutschen F re i
heitssenders leider nicht be
kannt ist, reichen w ir  Ihnen 
Ih r  Schreiben zurück.“

D er Schwede hat nun erneut 
den SFB gebeten, ihm zu hel
fen. E r kann offensichtlich und 
verständlieherweise nicht be
greifen, daß etwas, was er ge
hört hat, amtlich gar nicht vor
handen sein soll.

Dulles: Gipfelkonferenz 
in weiter Ferne

W ashington (dpa/ap). D ie V er
öffentlichung des letzten Chru- 
stschow-Briefes über die ge
plante G ipfelkonferenz bedeutet 
•wahrscheinlich das Ende der 
diplomatischen Vorbesprechun
gen in  Moskau. Das erklärte 
der amerikanische Außenmini
ster Dulles auf einer Presse
konferenz. Der B r ie f deute ah, 
daß die Sowjetunion nicht be
reit sei, sich m it F ragen  zu be
fassen, die von den westlichen 
Botschaftern im  Meinungsaus
tausch m it dem sowjetischen 
Außenminister Gromyko erör
tert wurden»

V o n  „ F r e i h e i i s s e n d e r 44 k e in e  S p u r
Ein Schwede fragt — Zonen-Rundfunk hat keine Ahnung



Konsumgüter dringend verlangt, aber...
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin (E igenbericht)
Ben „T a g  des Eisenbahners“ 

konnten unsere Landsleute in 
der Zone feiern. B ie  Eisenbah
ner demonstrierten in  manchen 
Städten durch - die Straßen, 
voran ihre Kam pfgruppen m it 
Gewehren. Es mutete die B e
völkerung eigenartig an, E isen
bahner, und unter ihnen char
mante Mädchen _ in Uniform , 
deren Aufgabe eine gute Be
förderung von Menschen und 
Gütern ist, m it Gewehren ein
herziehen zu sehen. Nachmit-, 
tags fanden dafür Volksfeste 
statt. —  B ieser T a g  w ird  w ie  
vie le andere Ereign isse —  zu
letzt die Aufhebung der R a tio 
nierung —  zum Anlaß genom
men, Produktionserhöhungen 
zu fordern und die Menschen 
m it sozialistischen Ideen ver
traut zu machen.

M AG D EBU RG
Auch hier dasselbe Dilemma. 

B is Herstellung von Massen
bedarfsgütern ist ungenügend. 
Ebenfalls stockend vollzieht 
sich das Nationale Aufbau
w erk in Magdeburg. B is Ende 
Mai wurden durch das Aufbau
w erk W erte  in Höhe von
375 000 D M  geschaffen. Um
aber die Verpflichtung von
1,8 M ill. B M  zu halten, müssen 
je tz t wöchentlich fü r 280 000 
DM  W erte  geschaffen werden. 
B ie  beteiligten „fre iw illig en “ 
Aufbauhelfer fragen  sich kop f
schüttelnd, w ie  sie in einer 
W oche beinahe drei V iertel 
von dem schaffen sollen, was 
sie bisher in fü n f Monaten 
leisteten.

H A L L E
Auch hier F laute in der H er

stellung von Konsumgütern. 
Bas Braunkohlenwerk Groß
kayna verpflichtete sich, in 
diesem Jahr fü r 2% M ill. B M  
Massenbedarfsgüter herzustel
len, bis je tzt is t nicht fü r.e in e 
einzige B-M ark produziert 
worden. D ie Leunawerke „W a l
ter U lbricht“  w ollten  fü r bei
nahe 4 M ill. DM  Massen
bedarfsgüter produzieren, E r
gebnis bis je tz t: null. D ie
Sodawerke „K a r l M arx", Bern
burg, verpflichteten sich, für 
150 000 B M  Massenbedarfsgüter 
zu produzieren, Ergebnis eben

fa lls : null. D ie F ilm fabrik
A gfa , W olfen , konnte ihre V er
pflichtung' von 2V2 M ill. B M  
b i« zum 31 M ai m it 822 000 B M  
erfüllen. B ie  SED - Zeitung 
„E inheit" is t über diese Zu
stände empört. B ie  'Werks
leitungen schaffen nicht einmal 
das Soll der normalen Produk
tion  und sind über diese 
nebenherlaufende Sonderpro
duktion, o ft  aus Abfällen , 
ebenfalls empört.

Skandal im- V E B  Pöuch: Bas 
■Werk lie ferte  einen T e il seiner 
Faltboote und Zelte ohne die 
Angabe „V E B " ins Ausland 
und nach Westdeutschland. 
Jetzt w ird  gegen  diese „kapita
listischen Geschäftsmethoden“ 
scharf geschossen. B ie  Parte i 
wurde im  V E B  Pouch ih rer 
Au fgabe als „M otor, als füh
render K ra ft  nicht gerecht". 
Daher muß je tz t  schnell das 
35. Plenum der SED ausgewer
tet werden. „ In  einer Zeit, in  
der w ir  bestrebt sind, das 
W eltn iveau  z u . erreichen, ist 
ein  Zurückweichen vor dem 
kapitalistischen Ausland beson
ders schädlich.“

L E IP Z IG
An den Hochschulen L eip zigs 

w ird  w ie an allen anderen 
Hochschulen der Zone das Stu
dium des dialektischen M ate
rialismus zur' P flich t gemacht. 
B isher sei er nach dem Prin zip  
der F re iw illigk e it studiert w or
den. Jetzt müsse er bewußt in 
den einzelnen Fachrichtungen 
angewandt werden. „D ies er
fo rdert große Geduld und 
echtes, wissenschaftliches H e r
angehen“ , meint die „L e ip z iger 
Volkszeitung“ . Von der poli
tischen A rbeit hätten sich die 
wissenschaftlichen Kader je 
doch noch ferngehalten. —  
Auch in  der Gewerkschaft ist 
nicht alles so, w ie  es sein soll. 
Bei vielen Funktionären der IG  
M eta ll g ibt es eine ungenü
gende Verbindung zu den A r 
beitern. Und wenn es zu prin 
zipiellen Auseinandersetzungen 
kommt, ze ig t sich bei ihnen ein 
starkes Ausweichen. E in B G L- 
Vorsitzender erklärte ganz 
offen, daß er „Manschetten da
vo r hat“ , m it den Arbeitern 
über die Steigerung der A r 
beitsproduktivität und die Ent

w icklung des Lohnes zu spre^ 
chen^

Massenbedarfsgüter werden 
dringend gebraucht.' V o r -’allem 
nach Aufhebung der Ratio-- 
n ierung und dem Versprechen' 
der SED, fü r eine Steigerung 
des Lebensstandards zu'sorgenv 
hat auf diesem Gebiet ein iges 
zu _ geschehen. —  W ie  ■ die 
„L e ip z ig e r Volkszeitung‘f fe s t
stellt, herrscht aber bei ver
schiedenen W erksleitungen 
noch keine K larheit darüber, 
was überhaupt Massenbedarfs
güter sind. So haben ein ige 
B etriebe zw ar Sackhebegeräte 
und Brennholzkreissägen ge 
baut, Aber! Brotschneidemaschi
nen werden nicht hergestellt 
und fehlen. A ls falsch w ird  die 
Ansicht bezeichnet, - daß ein 
Betrieb • lieber mehr Export
güter hersteilen möchte, fü r 
die dam* Massenbedarfsgüter 
im portiert werden könnten. E r 
soll sich nun umstellen -und 
neben den Maschinen, die er 
herstellt, auch noch Brot
schneidemaschinen produzieren.

Eskim o-W anderung
W ashington (ap). D ie Eski- 

mos sind nach Ansicht des 
amerikanischen Ethnologen Dr. 
H enry B. Collins vom  Smith- 
sonian-Institut aus den- wärm e
ren Klim azonen Europas und 
Asiens in  die arktischen Ge
b iete Nordamerikas ausgewan
dert. Collins w ill den Beweis 
fü r diese Theorie aus inten
siven Studien der Periode der 
m ittleren Steinzeit gewonnen 
haben. W ie  er erklärt, erinnern 
Erzeugnisse der frühen Eski
mokultur stark an prim itive 
W erkzeuge, die in Europa aus 
der Steinzeit aufgefunden w ur
den.

Der sowjetische Archäologe 
Okladnikow soll in der Nähe 
des Baikalsees und an der 
oberen Lena in Sibirien wich
tige  H inweise dafür gefunden 
haben, daß sich die frühesten 
Eskimos in diesen Gebieten 
ansiedelten.



Das „algerische Mírakel“
Was denken die Menschen auf den Straßen von Algier?

K o r r e s p o n d e n t e nV o n  u n s e r e m  nac h
R.  Algier, im Juni 

Im  Regierungsgebäude, von 
'dessen Balkon aus de Gaulle 
¡su der Menge sprechen sollte, 
herrschte Hochbetrieb. H ier 
waren die Spitzen der Gesell
schaft versammelt, hohe Be
amte,' führende Persönlichkei
ten der Bevölkerung und ihre 
Damen.: Unten flutete das un
übersehbare Gewoge der Hun- 
derttausende. „Mollet au po
teau!“ („Mollet an den Gal
gen!“)  krächzte plötzlich eine 
heisere Stimme, und Tausende 
pflanzten den Ruf weiter. Die 
Menge suchte sich zufällig die
sen Minister ihres Abgottes 
aus. Dadurch wurde eine ge
wisse Abwechslung gebracht in 
das durch viele Stunden doch 
monoton gewordene „Algerie 
française!“
. D ie Ehrengäste im Zimmer 

hinter dem Balkon hielten mit 
ihren Betrachtungen nicht zu
rück. Im  Gegenteil. Manche 
trompeteten ihre Bemerkungen 
heraus, als wollten sie damit 
die anwesenden Journalisten 
beeindrucken. „Kann da noch 
etwas widerstehen?“ fragte 
einer herausfordernd, mit der 
.Hand auf das unten tobende 
Menschenmeer weisend. Ich 
dachte an Soustelle, an L a 
coste, an Mollet, die alle her
gekommen waren, um liberale 
Lösungen zu finden und nach 
ein paar Stunden dem Argu
ment der Siedehitze dieser 
Menge erlagen. „Das sagt nicht 
alles“, wagte ich dennoch ein
zuwenden. „Sagt nicht alles?“ 
wiederholte mißbilligend mein 
Gegenüber. „Frankreich muß 
folgen, es kann einfach nicht 
anders. W as w ill es gegen eine 
solche Menge?“

„ D ie  A rm ee  m it un s“
„Wenn ein Teil Frankreichs 

folgen würde, würde der an
dere sich erheben“, gab ich zu 
bedenken. „W ir haben die 
Armee mit uns“, kam es über
legen zurück. „Drüben aber_ ist 
die ganze Arbeiterschaft, nicht 
nur die kommunistische, auch 
die sozialistische, die christ
liche, dazu noch weite Schich
ten der übrigen Bevölkerung“, 
meinte ich warnend. „Dann ist 
es eben der Bürgerkrieg“, und 
überhaupt die Christlichen! Die

A l g i e r  e n t s a n d t e n  P a r i s e r
können mir gestohlen bleiben! 
Einen Kommunisten kann man 
eher bekehren als den Duval!“ 
(Erzbischof Duval hat durch 
sein Eintreten für eine mensch
liche Behandlung der musel
manischen Bevölkerung den 
Zorn der „Ultras“ auf sich ge
zogen.)

F u rch tlo se r T a x ifa h re r
Einer der Anwesenden zog 

mich ins Gespräch. Seine nach
denkliche Miene zeigte deut
lich, daß er den hier vorherr
schenden. Ton mißbilligte. Ihm  
stelle ich die Frage nach dem 
„Algerischen Mirakel“, dieser 
plötzlichen Bekehrung der Mu
selmanen zu einem französi
schen Algerien gerade in dem 
Augenblick, da der Fanatismus 
der europäischen Bevölkerung 
nie gekannte Hitzegrade er
reichte. „Wissen Sie“, meinte 
er verlegen, „es würde Stun
den brauchen, um das zu er
klären.“

Viel rascher hat mein Taxi
chauffeur das Wunder erklärt. 
Ich w ar erstaunt über die 
Furchtlosigkeit, mit der er zu 
einem unbekannten Fremden 
sprach: „Man schickt eine An
zahl Militärlastwagen ins Dan- 
desinnere, die Soldaten forder
ten zum Einsteigen auf. Die 
Leute fürchteten, sich durch 
eine Weigerung Repressalien 
auszusetzen. In der Stadt gibt 
man ihnen Fahnen und sagt, 
was sie zu tun haben.“

Ein besonderes Kapitel des 
algerischen Wunders ist die 
Lossagung der algerischen 
Frauen vom Schleier. „Damit 
haben sie“, so erklärten mir 
algerische Franzosen, „ihre 
Emanzipation verlangt. Sie 
wollen Frauen sein wie die 
Französinnen. Es ist ihr Be
kenntnis zu Frankreich.“ Ich 
gab zu bedenken: „Auch in
Marokko, in Tunesien haben 
viele Frauen ihre Schleier ab
geworfen. Es war aber gerade 
das Bekenntnis zur nationalen 
Unabhängigkeit.“ Man klärte 
mich auf, es habe hier einen 
anderen Sinn.

Die Dinge liegen aber wieder 
nicht so einfach, wie die einen 
oder die anderen glauben 
machen wollen. Ein Teil der 
muselmanischen Bevölkerung

ist bestimmt für die Erhaltung 
der französischen Herrschaft. 
Da sind die ehemaligen Front
kämpfer, die im Falle einer 
Änderung nicht nur für ihre 
Pension und ihre Stellung, 
sondern auch für ihr Leben 
fürchten. Es sind nicht wenige. 
Da ist die ziemlich breite 
Schicht der muselmanischen 
Bourgeoisie, deren wirtschaft
liche Position in der französi
schen Ordnung verankert ist. 
M it  K riegsausze ichn un gen

Nicht nur die früheren 
Frontkämpfer stecken ihre 
Kriegs dekorationen an, son
dern auch ihre Frauen oder 
Witwen, um sich Vertrauen zu 
schaffen. Wenn sie keine Aus
zeichnungen haben, führen sie 
Stahlhelme spazieren, um sich 
mit ihrer guten Gesinnung aus
zuweisen. Da ist die große Zahl 
der Mitläufer, wahrscheinlich 
die Mehrheit der Bevölkerung, 
die immer auf seiten der Stär
keren steht. Keine dieser 
Schichten aber hat je über das 
Schicksal einer Volksbewegung 
entschieden.
V e re h ru n g  fü r  de G au lle

W o  immer ich mich umhörte, 
auch bei den Muselmanen, die 
sich gegen die französische 
Herrschaft stellen, wurde ein 
Name immer mit Achtung, oft 
mit Bewunderung, ausgespro
chen : de Gaulle. Die gleichen 
Erfahrungen hatte ich schon 
früher seihst mit führenden 
Männern der Aufständischen 
gemacht. Auffallend war, daß 
bei der Fahrt vom Flugplatz 
nach Oran, etwa 15 Kilometer, 
wo die Journalisten dem 
W agen de Gaulles knapp folg
ten, lange Strecken der Straße 
überhaupt nicht bewacht waren 
oder keinen stärkeren Schutz 
zeigten, als es in irgendeinem 
geordneten Staate Europas für 
die Ankunft des Landesvaters 
üblich ist.

Zu welchen Schlüssen führen 
die Beobachtungen in Algerien ? 
Daß de Gaulle zweifellos eher 
als irgendein anderer französi
scher Staatsmann imstande ist, 
das Land zur Befriedung zu 
führen. Das bedeutet aber noch 
lange nicht, daß diesem Ziel 
nicht noch ungeheure Hinder
nisse entgegenstehen.



Peking vergleicht Tito mit Judas
Der jugoslawische Siaatscbef antwortete erstmalig seinen Widersachern

Peking/Belgrad (dpa). In  P e 
k ing wurden am M ontag erneut 
heftige A ngriffe  gegen  die ju 
goslawische Parteiführung ver
öffentlicht, nachdem erst am 
Sonntag zahlreiche polemische 
A rtike l gegen  den ju goslaw i
schen „Revisionism us“ erschie
nen waren. E iner der führenden 
Propagandisten der chinesischen 
K P , Chen Po-Ta , schrieb in  
der theoretischen Zeitschrift des 
Pekinger Zentralkomitees „R o 
te Fahne“ im Zusammenhang 
m it der amerikanischen W ir t 
schaftshilfe fü r Jugoslawien: 
„Unbestreitbare Tatsache ist, 
daß T ito  fü r die Imperialisten, 
in der T a t w ertvo ller als Ju
das ist. Judas erhielt nur 
30 Silberlinge. Der Pre is, den 
die amerikanischen Im peria li
sten T ito  zahlen, ist Hunderte 
von M illionen höher als diese 
Zahl. Darüber hinaus ist noch

Moskau/Washington (dpa./ap). 
D ie  Sowjetunion hat ihre Bot
schafter in  W ashington, London 
und Paris  nach Moskau beru
fen. W estliche Beobachter in 
der sowjetischen Hauptstadt 
sind der Ansicht, daß die 
Gründe fü r die überraschende 
R eise au f außenpolitischem Ge
b iet liegen, während ein  R e 
gierungssprecher erklärte, es 
handele sich um eine reine Rou-

Sowjet-Stars gemaßregeSt
Moskau (ap). Das sowjetische 

Kulturm inisterium  hat nach 
den Angaben der Zeitschrift 
„Sow jetku ltur“  erneut einen 
seiner periodisch w iederkeh
renden Feldzüge gegen  „un
sittliches und unmoralisches 
Benehmen sowie gegen den 
Hochmut und den Snobismus 
der schöpferischen In te lligenz“ 
in  die W ege  geleitet. Der schon 
einmal zurechtgewiesene Schau
spieler Druschnikow und sein 
K o llege  Martinson mußten ins 
M inisterium  kommen und dort 
versprechen, nie w ieder „den 
R u f sowjetischer Künstler zu 
beschmutzen“.

ein  anderer Unterschied zw i
schen ihnen. Judas verriet einen 
einzigen Jesus, T ito  verrät das 
jugoslawische Vo lk .“

„W ir  fühlen uns im  Recht 
und sind uns bewußt, daß w ir  
au f dem richtigen W e g  zum 
Aufbau des Sozialismus sind.; 
W ir  w erden ka ltb lü tig  bleiben 
und nicht in die beschimpfende 
Sprache der Gegenseite verfa l
len .“  M it diesen W orten  g in g  
Staatspräsident T ito  am Sonn
tag  zum erstenmal auf einer 
öffentlichen Kundgebung in  dem 
istrischen Koh lenrevier von L a 
b in  auf die jüngsten A ngriffe  
des Ostblocks ein. Von Beifalls
stürmen häufig unterbrochen 
w ies T ito  die A n griffe  zurück, 
die vo r allem  die chinesischen 
Kommunisten und Chrustschow 
gegen  Jugoslawien geführt ha
ben.

tineangelegenheit. Außenmini
ster Grom yko empfing am Mon
tag  erneut die Botschafter der 
drei W estmächte zu getrennten 
Besprechungen über die V o r
bereitung der Gipfelkonferenz.«

London (ap). D er Moskauer 
Rundfunk veröffentlichte am 
Montagabend die sowjetischen 
Vorschläge fü r  die Tagesord
nung einer G ipfelkonferenz zw i
schen Ost und W est. D er V or
schlag sieht die Behandlung 
fo lgender Themen vor:

D ie  so fortige Einstellung der 
Atom - und W asserstoffbomben
versuche.

Das Verbot der Anwendung 
von Atom -, W asserstoff- und 
Raketenwaffen.

D ie  Schaffung einer atom- 
und raketenwaffenfreien Zone 
in  Mitteleuropa.

Den Abschluß eines N ichtan
griffspaktes zwischen den Staa
ten.

Das Verbot der Benutzung 
des W eltraums fü r  m ilitärische 
Zwecke.

D ie Auflösung a ller M ilitä r
stützpunkte in  frem den Ländern 
und die internationale Zusam
menarbeit bei der Untersuchung

des Weltraums, die Yerm inde- 
rung ausländischer Truppen 
au f dem Gebiet Deutschlands 
und innerhalb der anderen 
europäischen Länder.

Den Abschluß eines deut
schen Friedensvertrages,

D ie  Verhinderung eines Über
raschungsangriffs von einem 
Staat gegen  den anderen.«

Maßnahmen zur Erw eiterung 
des internationalen Handels,; 
die Entw icklung der Beziehun
gen  und Kontakte zwischen 
den Ländern, d ie Beendigung 
des Propagandakrieges, der 
F eindseligkeit und Feindschaft 
zwischen den Nationen, und 
die Beratung über W e ge  zur. 
Entspannung im  Nahen Ostens

Filmfesispiela ohne Sowjets
B erlin  (dpa). D ie  Sowjetunion 

w ird  nicht an den 8. In ternatio
nalen F ilm festspielen  B erlin  
vom  27. Juni -bis 8.. Ju li teilneh
men. D ies te ilte  am M ontag auf 
A n frage  in  W estberlin  der ex 
klusive Handelspartner des so
wjetischen F ilm verleihs, der 
„Sovexport“ , ohne Angabe einer 
Begründung mit. W ie  der F ilm 
verleiher berichtete, sei die E in
ladung des Auswärtigen Am tes 
zur Teilnahm e an den ' Berliner 
F ilm festspielen n ie eingegan
gen.

Nach M itteilung der Film fest'- 
Spielleitung w urde diese E in
ladung am 14. A p ril vom  deut
schen Botschafter in  Moskau 
im  sowjetischen Außenministe
rium  übergeben. Man habe bis 
je tz t noch m it der M öglichkeit 
einer sowjetischen Teilnahm e 
gerechnet. D am it w äre die So
w jetunion zum erstenmal auf 
einer o ffiziellen  ku lturellen V er
anstaltung in  W estberlin  ver
treten gewesen. Im  vorigen  
Jahr hatte sie am Eröffnungs
tage der F ilm festsp ie le dagegen 
protestiert, nicht eingeladen, 
w orden  zu sein.

In  unterrichteten K reisen  in  
W estberlin  w ird  angenommen,; 
daß die Sowjetzonenbehörden 
in  Moskau in terveniert haben,« 
um eine Teilnahm e der Sow jet
union an einer repräsentativen 
Veranstaltung in  W estberlin  zu 
verhindern.

S o w je tb o ts c lia fle r  n a c h  M o s k a u .
Washington hält Saehverständigen-Konferenz für gesichert



DAS B ILD  DISK W OCHE: So war es am 17. Juni 1953 vor dem Brandenburger Tor, 

Begeisterte Freiheitskämpfer waren auf das Brandenburger Tor gestiegen, hatten 

die rote Fahne eingeholt und an ihrer Stelle das deutsche Banner Schwarz-Rot-Gold 

gehißt. Im  Vordergrund grüßen Käm pfer des 17. Juni auf dem Gebiet des Ostsektors 

die deutschen Farben. Auch in diesem Jahr gedachten Zehntausende von Westberli

nern des heldenmütigen Freiheitskampfes unserer Landsleute in Ostberlin und in 

der Zone. Ihre Forderung lautete in dem Augenblick, als das Terrorurteil gegen die 

Führer des ungarischen Freiheitskampfes bekanntgegeben wurde: „Gebt endlich 

nach fün f Jahren unseren deutschen Freiheitskämpfern die Freiheit w ieder!“


